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Betrifft: Ein Jahr Europäische Bürgerinitiative (ECI) in der Praxis: Evaluierung von 
Erfahrungswerten und Überwindung von Hindernissen 

Seit dem 1. April 2012 haben die Bürger in ganz Europa die Gelegenheit, den Entscheidungsträgern 
auf europäischer Ebene ihre Ideen im Wege einer europäischen Bürgerinitiative mitzuteilen. Jedoch 
werden bei allen registrierten Initiativen beträchtliche technische und administrative Schwierigkeiten 
gemeldet, die zu großen Verzögerungen und unannehmbar hohen Kosten geführt haben. Die meisten 
Klagen wurden laut im Zusammenhang mit der von der Kommission angebotenen frei zugänglichen 
Software (Open Source Software) für die Sammlung von Unterschriften, die extrem kompliziert zu 
handhaben ist. Unterstützung erfolgt nur langsam und nicht besonders effizient. Schätzungsweise 
11 Millionen EU-Bürgern, die außerhalb ihres Heimatlandes ansässig sind, wird das Recht verwehrt, in 
Mitgliedstaaten gestartete europäische Bürgerinitiativen zu unterstützen. 

– Ist der Kommission diese in Zusammenhang mit den Initiativen berichtete Problematik bekannt? 
Welche Maßnahmen hat sie bisher unternommen oder plant sie, um diese Probleme zu lösen? 

– Plant die Kommission ihre Unterstützung beim Einsatz des Online-Tools für die 
Unterschriftensammlung für künftige Initiativen soweit zu verbessern, dass eine faire und gleiche 
Behandlung für alle garantiert ist? 

– Was wird die Kommission unternehmen, um zu gewährleisten, dass die gemeldeten Probleme 
künftig schneller behoben werden und mehr Kapazitäten hierfür zur Verfügung stehen? 

– Wird die Kommission die notwendige Infostruktur schaffen, damit diesbezügliche Probleme von 
Bürgern künftig direkt behoben werden können? 

–  Wird die frei zugängliche Software (Open Source Software) in ein wahrhaftig frei zugängliches 
Tool auf der Grundlage eines Gemeinschaftsansatzes weiter entwickelt werden, einschließlich 
angemessener Testung und entsprechender Dokumentation? 

– Was hält die Kommission, bei der die Unterschriften hinterlegt werden, davon ab, für die 
Unterschriftensammlung eine zentralisierte Onlineplattform auf ihren Servern einzurichten, die 
aber dennoch das Ausfüllen des Formulars durch die Bürger auf individuellen Webseiten von 
Unternehmen ermöglicht? 

– Könnte die Kommission sich vorstellen, die Durchführungsverordnung bereits vor dem geplanten 
Termin 2015 zu revidieren? Wenn ja, wie kann sichergestellt werden, dass die bisherigen 
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Erfahrungen aus bestehenden Bürgerinitiativen darin berücksichtigt und die zuständigen 
Fachausschüsse des Europäischen Parlaments voll umfänglich beteiligt werden? 

– Können die Bürgerinitiativen, die durch die Testphase und das Beheben von Softwarefehlern 
beeinträchtigt waren, eine Erstattung ihrer Kosten beantragen? 

– Verfügt die Kommission über ausreichende Ressourcen, um den Initiativen die notwendige 
technische Unterstützung und das erforderliche technische Umfeld zu bieten? Wenn ja, welche 
Haushaltslinien decken solche Maßnahmen, und welche Verwaltungseinheiten sind hierfür 
zuständig? 
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